
  

Beschluss der Ministerpräsidenten der Länder 
 vom 28. Oktober 1988 

 
 
1.  Die Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern hat eine zuneh-
mende wirtschaftliche, soziale und kulturelle Bedeutung erhalten. 
 
Die Länder haben - unbeschadet der grundsätzlichen Zuständigkeit des 
Bundes auf dem Gebiet der Entwicklungspolitik - mit ihren vielfältigen 
Leistungen einen wichtigen Beitrag zum Auf- und Ausbau der Beziehun-
gen zu den Entwicklungsländern geleistet. 
 
Die Ministerpräsidenten sehen in den Beziehungen zwischen den Industrie- 
und Entwicklungsländern einen wichtigen Teil einer auf internationale Zu-
sammenarbeit ausgerichteten Politik. Die Ausweitung und Vertiefung die-
ser Politik liegt im Interesse beider Seiten. Sie ist allerdings wachsenden 
qualitativen und quantitativen Herausforderungen ausgesetzt. 
 
Trotz weltweiter Anstrengungen hat sich die Lage einer größeren Zahl von 
Entwicklungsländern in den letzten Jahren verschlechtert. Internationale 
Verschuldung, Budgetdefizite, Inflation, wachsende Armut, zunehmende 
Schädigungen der Umwelt und die nicht ausreichende Leistungsfähigkeit 
staatlicher Einrichtungen sind hierfür Ursache und Folge zugleich. Der Ab-
stand vieler Entwicklungsländer zu den Industrienationen hat sich vergrö-
ßert. Die Ministerpräsidenten fordern die Bundesregierung und die Europä-
ischen Gemeinschaften auf, gemeinsam mit den Entwicklungsländern Vor-
schläge für einen nachhaltigen Ausbau ihrer Beziehungen zu erarbeiten und 
dabei geeignete Rahmenbedingungen für eine Verbesserung der wirtschaft-
lichen und sozialen Entwicklung der Länder der Dritten Welt zu schaffen. 
 
Die Länder sind bereit - im Rahmen ihrer verfassungsmäßigen Zuständig-
keiten und Möglichkeiten - in Abstimmung mit der Bundesregierung ihren 
Beitrag zur Lösung aktueller Probleme des Nord-Süd-Verhältnisses zu leis-
ten. Die Ministerpräsidenten bekräftigen ihre Bereitschaft zur Fortsetzung 
der partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern auf 



 

 

 

 

der Grundlage ihrer Beschlüsse vom 3./04. Mai 1962 und 26.-28. Oktober 
1977. 
 
 
2.  Die Ministerpräsidenten sehen die Schwerpunkte der Mitarbeit der 
Länder in der Entwicklungszusammenarbeit auch weiterhin in der Förde-
rung der  
 
- Aus- und Fortbildung von Fachkräften vor Ort und im Inland,  
- personellen Hilfe,  
- Durchführung von Projekten in Entwicklungsländern,  
- entwicklungspolitischen Informations- und Bildungsarbeit.  
 
Sie betrachten diese Maßnahmen als wichtigen Beitrag für eine eigenstän-
dige Entwicklung der Länder der Dritten Welt und die Möglichkeit der ver-
stärkten Teilnahme am Welthandel. 
 
Im Hinblick auf die weltweit veränderten ökonomischen und sozialen Ge-
gebenheiten halten die Ministerpräsidenten eine Ausweitung der Zusam-
menarbeit der Länder der Bundesrepublik Deutschland mit den Entwick-
lungsländern auf folgenden Gebieten für geboten: 
 
- Zusammenarbeit im Bildungswesen einschließlich berufliche Bildung,  
- Wissenschaftliche Zusammenarbeit,  
- Entwicklungsländerbezogene Forschung an Hochschulen,  
- Technische Zusammenarbeit einschließlich Entwicklung und Übertra-

gung angepaßter Technologie,  
- Mittelstands-, Handwerks- und Genossenschaftsförderung,  
- Schutz der Umwelt und Schonung der Ressourcen,  
- Ländliche und städtische Entwicklung,  
- Verbesserung der Leistungsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung und 

der Einrichtung zur Wirtschaftsförderung,  
- Förderung des Gesundheitswesens.  
- Kulturelle Zusammenarbeit.  
 
Die Ministerpräsidenten sind der Auffassung, daß die Zusammenarbeit mit 
den Entwicklungsländern nicht nur vom Bund und den Ländern, sondern 
auch von der breiten Öffentlichkeit getragen werden muß. Die Länder be-
grüßen und fördern deshalb das Engagement der Nicht-Regierungsorgani-
sationen und der Kirchen in der Entwicklungszusammenarbeit sowie Akti-
vitäten von Gemeinden und von bürgerschaftlichen Initiativen. 
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Die Ministerpräsidenten sehen eine verstärkte Einbeziehung der Entwick-
lungspolitik in die schulische und außerschulische Informations- und Bil-
dungsarbeit vor, um auf diese Weise das Bewußtsein und das Verständnis 
für die Probleme der Länder der Dritten Welt zu vertiefen. 
 
 
3.  Die bisherige wechselseitige Unterrichtung von Bund und Ländern 
über ihre entwicklungspolitischen Maßnahmen hat sich als nützlich erwie-
sen. Sie bedarf mit Blick auf den Gesamtumfang der entwicklungspoliti-
schen Aktivitäten der Europäischen Gemeinschaften, des Bundes und der 
Länder der Erweiterung und inhaltlichen Verbesserung. Die Länder verein-
baren, die gegenseitige Information über wichtige entwicklungspolitische 
Vorhaben auszubauen. 
 
Die Ministerpräsidenten begrüßen die Absicht der Bundesregierung, ein 
Informationssystem als Kontaktstelle für entwicklungspolitische Vorhaben 
des Bundes und der Länder beim Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit einzurichten und erklären ihre Bereitschaft, daran mitzu-
wirken. 
 
Die Bundesregierung wird gebeten, die Länder über neue Maßnahmen und 
Veränderungen in den entwicklungspolitischen Schwerpunkten des Bun-
des, seiner in der Entwicklungsarbeit tätigen Institutionen sowie der inter-
nationalen Organisationen zeitgerecht zu unterrichten. 
 
 
 


